
1 Strafprozeßordnung — StPO 20

verfahren vgl. die RV 9/77 des Ministers 
der Justiz vom 8.8.1977 (Dul В 2-9/77). 
Sie lautet :
„Zur Gewährleistung des Rechts des Ge­
schädigten bzw. des Regreßberechtigten, 
von abschließenden Entscheidungen des 
Gerichts im Strafverfahren unterrichtet zu 
werden (§ 17 Abs. 1 und 2 StPO), wird ver­
fügt:
1. Die Gerichte haben nach Rechtskraft ab­
schließender Entscheidungen im Strafver­
fahren den Geschädigten bzw. Regreßbe­
rechtigten über die ausgesprochenen Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit oder den anderweitigen Inhalt der 
abschließenden Entscheidung (Freispruch, 
Absehen von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit, Einstellung des 
Verfahrens) zu unterrichten. Das Recht des 
Geschädigten auf Unterrichtung besteht 
unabhängig davon, ob er einen materiellen 
Schaden erlitten hat oder nicht.
2. Hat das Gericht angeordnet, daß die ab­
schließende Entscheidung dem Angeklag­
ten nur zur Kenntnis zu bringen ist (§ 184 
Abs. 5 StPO), ist dem Geschädigten bzw. 
dem Regreßberechtigten mitzuteilen, daß 
er sich beim Gericht über die abschließende 
Entscheidung unterrichten kann. Die Un­
terrichtung erfolgt in Form der mündlichen 
Mitteilung des Inhalts der Entscheidung 
durch den Leiter der Informationsstelle 
bzw. Zentralregistratur des Gerichts.
3. Die Mitteilung kann unterbleiben, wenn 
der Geschädigte bzw. Regreßberechtigte 
ausweislich des Protokolls der Hauptver­
handlung bei der Verkündung der Ent­
scheidung anwesend war und die Entschei­
dung in der verkündeten Fassung rechts­
kräftig wurde.
4. Die Pflicht des Gerichts, dem Geschä­
digten bzw. Regreßberechtigten, über dessen 
Antrag auf Schadensersatz bzw. Regreß­
leistung im Strafverfahren entschieden 
wurde, unverzüglich nach Ausspruch der 
Entscheidung einen Auszug aus der Ent­
scheidungsformel und den -gründen zuzu­
stellen (§ 184 Abs. X und 3 StPO), wird von 
diesen Festlegungen nicht berührt.
Der Auszug muß in zusammenhängender 
Darstellung die Art der Entscheidung und 
ihre Begründung enthalten. Vor dem Ab­
lauf der Frist für die Einlegung der Be­
schwerde durch den Geschädigten oder den 
Regreßberechtigten darf das Urteil hin­
sichtlich der Entscheidung über den Scha­

densersatz- oder Regreßanspruch nicht mit 
dem Rechtskraftvermerk versehen werden.
5. Für die Mitteilung nach Ziffer 1 und ?. 
dieser Rundverfügung sind .... Muster, che 
auch als Vordrucke aufgelegt werden sol­
len, zu verwenden.“

§18
Zusammenarbeit mit anderen 

Staatsorganen, Wirtschaftsorganen, 
Ausschüssen der Nationalen Front
und gesellschaftlichen Organisationen

(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und 
die Untersuchungsorgane haben mit den 
Volksvertretungen, den Organen der Ar- 
beiter-und-Bauem-Inspektion, den anderen 
Staatsorganen, den Wirtschaftsorganen, 
den gesellschaftlichen Organisationen und 
den Ausschüssen der Nationalen Front in 
ihrem Bereich eng zusammenzuarbeiten. 
Die Zusammenarbeit dient der Mobilisie­
rung aller gesellschaftlichen Kräfte für den 
Kampf gegen Straftaten, der Auswertung 
der sich aus Strafverfahren und der Ana­
lyse der Kriminalität ergebenden Schluß­
folgerungen für die Erhöhung der Wirk­
samkeit der staatlichen Leitungstätigkeit 
und der Festigung der Verbindung der 
Organe der Rechtspflege mit den Bürgern.

Anmerkung: Vgl. ergänzend hierzu §? 73 
und 256.

(2) Die Leiter der Staats- und Wirt­
schaftsorgane, Betriebe und anderen Ein­
richtungen, die Vorstände der Genossen­
schaften, die Leitungen der gesellschaftli­
chen Organisationen und die Ausschüsse 
der Nationalen Front haben in ihrem Ver­
antwortungsbereich die Organe der Straf­
rechtspflege bei der Aufklärung von Straf­
taten und ihrer Ursachen und Bedingun­
gen zu unterstützen, ihren Ersuchen zur 
Beseitigung der festgestellten Ursachen 
und Bedingungen von Straftaten zu ent­
sprechen und ihre Mitteilungen zu beach­
ten.

Anmerkung: Vgl. Art. 1 und 3 StGB, 
§§ 3, 17-19 GVG sowie § 1 Abs. 2, § 2 
Abs. 2, §§ 4, 8 und 29-34 StAG.


